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Nordische Integration

Die skandinavischen Politiker stehen am Scheidewege. Kommt eine Nordische Wirt­
schaftsgemeinschaft zustande oder nicht? Welche Interessengegensätze bestehen zwi­
schen den einzelnen Ländern und wie sind die Chancen, zu einer Einigung zu gelangen?

Ohne Agrarlösung keine Zollunion
Prof. P. jNyboe Andersen, 

dänischer fvlinister für Wirtschaft und europäische Handelsbeziehungen, Kopenhagen

Die traditionellen Exportströ­
me der skandinavischen Län­

der haben sich im Einklang mit 
den komparativen Vorteilen ent­
wickelt, die gegenüber den west­
europäischen Industriezentren 
bestanden. Schritt für Schritt 
haben diese Exporte auch zu 
einer Expansion in anderen Be­
reichen geführt. Das Ergebnis 
ist eine moderne Volkswirtschaft 
mit der dazugehörigen industri­
ellen Diversifizierung.

Die Bedeutung des Außen­
handels für Skandinavien führte 
zu einer weltoffenen Einstellung 
Dänemarks und der anderen 
nordischen Länder gegenüber 
einer wirtschaftlichen Koopera­
tion im europäischen Ausmaß. 
Beispiele dafür sind die Mitglied­
schaften in der OECD und dem
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Europäischen Wirtschaftsrat — 
Organisationen, die ganz West­
europa umfassen.

Kooperation 
auf vielen Gebieten

Parallel zur europäischen Ko­
operation arbeiten die nordi­
schen Staaten untereinander auf 
vielen Gebieten eng zusammen. 
Ihre geographische Lage, das 
gemeinsame kulturelle und hi­
storische Erbe, die gleichen So­
zialstrukturen und die bis zu 
einem gewissen Grade gemein­
same Sprache bilden einen 
idealen Hintergrund für diese 
Zusammenarbeit.

In den vergangenen 25 Jahren 
sind mehrere nordische Organi­
sationen geschaffen worden, um 
diese Zusammenarbeit zu pfle­

gen. Die wichtigste ist der Nor­
dische Rat. der seit 1952 den 
Rahmen für die wirtschaftliche, 
soziale, kulturelle und juristische 
Kooperation bildet. Ein Vertrag, 
durch den die Kooperation der 
nordischen Staaten rechtlich fi­
xiert wird, besteht mit dem sog. 
Helsinki-Abkommen allerdings 
erst seit 1962. Wichtige Beispiele 
für die nordische Zusammenar­
beit sind die Abschaffung des 
Paßzwangs im Reiseverkehr 
zwischen diesen Staaten und 
ein freier, gemeinsamer Arbeits­
markt, der den Bürgern der nor­
dischen Länder gleiche Sozial­
leistungen in jedem Staat zu­
sichert.

Bezeichnend für die bestehen­
de nordische Kooperation sind 
die stetig enger werdenden 
Wirtschaftsbeziehungen zwi-
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sehen diesen Ländern. Ins­
besondere förderte der Ab­
bau der Handelsschranken in­
nerhalb der EFTA die Expan­
sion des Handels innerhalb des 
nordischen Raums. Der intra- 
nordische Handel wuchs doppelt 
so schnell an wie der gesamte 
Handel innerhalb der EFTA.

Expansion 
des intra-nordischen Handels

Zwischen 1959 und 1968 stie­
gen die Gesamtexporte der nor­
dischen Länder um mehr als 
80% . Das entspricht einer jähr­
lichen Wachstumsrate von 7 bis 
8 % . Der Handel innerhalb des 
nordischen Raumes hat jedoch 
viel schneller zugenommen — 
um beinahe 2 2 %  jährlich. Er 
erreichte damit fast die gleiche 
Wachstumsrate wie der Handel 
innerhalb der EWG. Aber die 
Ausfuhr eines jeden nordischen 
Landes beträgt nur rund 2 %  
der gesamten industriellen Gü­
terversorgung der anderen Staa­
ten dieses Raumes. Diese Zah­
len beweisen, daß noch ein wei­
ter Spielraum für eine Expan­
sion des intra-nordischen Han­
dels mit Industrieprodukten be­
steht.

Die Expansion der dänischen 
Ausfuhr beruht dabei auf Indu­
striegütern wie Maschinen, Be­
kleidung, Chemikalien und son­
stigen Fertigwaren. Der Anteil 
der traditionellen dänischen 
Agrarexporte am gesamten Ex­
portwert nahm dagegen sehr 
stark ab, obwohl an der ver­
gleichsweise günstigen Aus­
gangsstellung der dänischen 
Agrarprodukte kein Zweifel 
herrschen kann. Diese Verände­
rungen in den Handelsströmen 
wurden durch Beschränkungen 
im internationalen Handel mit 
Agrarprodukten verursacht, durch 
die gemeinsame Agrarpolitik der 
EWG-Staaten und die ungenü­
genden Absatzmöglichkeiten in­
nerhalb der EFTA. Die Probleme 
der dänischen Wirtschaft müssen 
somit auch im Zusammenhang 
mit der Notwendigkeit gesehen

werden, Arbeitsplätze für die­
jenigen zu schaffen, die wegen 
der beträchtlichen Produktivi­
tätssteigerungen aus der Land­
wirtschaft ausscheiden müssen.

Für ein kleines Land mit einem 
unbedeutenden Binnenmarkt ist 
Handel das einzige Mittel, um 
„economies of scale“ ausnützen 
zu können. Wir sind uns darüber 
im klaren, daß der Handel, der 
für unsere Wirtschaft so wichtig 
ist, nicht nur von der Abschaf­
fung der Handelsschranken ab­
hängig ist, sondern auch von der 
Harmonisierung technischer Vor­
schriften, der Gesetzgebung und 
anderen institutioneilen Fragen. 
Das ist einer der wesentlichen 
Gründe, warum Dänemark an 
einer engen wirtschaftlichen In­
tegration teilzunehmen wünscht 
— wenn möglich -  auf einer 
breiten europäischen Basis.

Neuer Anlauf auf eine
nordische Integration

Als in den 50er Jahren das 
Europa der „Sechs“ seine wirt; 
schaftliche Integration in Angriff 
nahm, wurden Versuche unter­
nommen, eine Nordische Zoll­
union zu gründen. Diese Initia­
tive wurde aber durch Ereignisse 
im europäischen Rahmen über­
holt. Es wurde die Europäische 
Freihandelszone, die EFTA, ge­
gründet, der Dänemark, Norwe­
gen und Schweden beitraten, 
während Finnland assoziiertes 
Mitglied wurde. Dadurch wurde 
Westeuropa in zwei Märkte auf­
gespalten, und alle Versuche, 
diese Teilung des europäischen 
Gesamtmarktes zu beenden, 
sind bisher leider erfolglos ge­
blieben.

Anfang 1968, als ein Durch­
bruch zur europäischen Integra­
tion weder auf der Grundlage 
der EFTA noch auf EWG-Basis 
erwartet werden konnte, ent­
schlossen sich die Regierungen 
der nordischen Staaten zu einem 
neuen Versuch, in ihrem Teil 
Europas die wirtschaftliche In­
tegration voranzutreiben. Diese 
Entscheidung wurde auf einer

Konferenz der Ministerpräsiden­
ten dieser Länder getroffen, die 
im April 1968 in Kopenhagen 
stattfand. Leitsatz dieser Wirt­
schaftsintegration ist die Vor­
bereitung der vier Länder auf 
eine großräumige europäische 
Lösung. Eine weitere wichtige 
Überlegung ist die, daß die 
Außen- und Sicherheitspolitik 
dieser Länder nicht berührt wer­
den sollte. Alle nordischen Staa­
ten beharren auf der Beibehal­
tung des status quo im Hinblick 
auf ihre jeweilige Außen- und 
Verteidigungspolitik. Anderer­
seits besteht aber auch kein 
Zweifel darüber, daß die Ab­
hängigkeit der nordischen Län­
der voneinander immer mehr zu­
nehmen wird, ganz unabhängig 
davon, ob eine Organisation für 
eine weitergehende nordische 
Zusammenarbeit geschaffen wird 
oder nicht.

Das Ziel dieser nordischen 
Zusammenarbeit ist nicht nur 
eine erweiterte Kooperation auf 
traditionellen Gebieten wie 
Zollunion, Außenhandelspolitik, 
Agrar- und Fischereipolitik, Ka­
pitalverkehr usw., sondern auch 
in Bereichen wie z. B. Industrie­
politik, Erziehungswesen, tech­
nologische und wissenschaftli­
che Forschung.

Vorgeschlagener
Vertragsentwurf

Mitte Juli 1969 hat ein Exper­
tenausschuß, bestehend aus hö­
heren Beamten der nordischen 
Staaten, den Regierungen einen 
Vertragsentwurf für eine Nordi­
sche Wirtschaftsunion vorgelegt. 
In diesem Entwurf wird die Bil­
dung von folgenden gemeinsa­
men Institutionen vorgeschlagen:
□  ein für die nordische Koope­
ration verantwortlicher Minister­
rat,
□  ein aus höheren Beamten be­
stehender ständiger Ausschuß, 
der die Entschlüsse des Minister­
rats vorbereiten soll,
□  ein von vier Direktoren ge­
leitetes Sekretariat, das die Ver­
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wirklichung der im Vertrag vor­
gesehenen Ziele in Angriff neti- 
men soll. Die vier Direktoren 
werden von den Regierungen 
der nordischen Länder ernannt.

Über den Inhalt des Vertrages 
besteht weitgehende Überein­
stimmung. Behandelt werden die 
Bereiche allgemeine Wirtschafts­
politik, Kapitalverkehr, Handels­
politik, Schiffahrtspolitik, Indu­
strie- und Energiepolitik, Arbeits­
marktfragen und Sozialpolitik, 
Gewerbeordnung und Wettbe­
werbsregeln, Erziehungswesen, 
Forschungs- und Entwicklungs­
hilfe. Auf vielen Gebieten rei­
chen die Vorschläge nicht bis 
in Einzelheiten, aber zumindest 
v/erden allgemeine Grundsätze 
für die Zusammenarbeit defi­
niert. Um diese Prinzipien zu ver­

wirklichen, enthält der Vertrags­
entwurf auch Verfahrensfragen, 
setzt Termine für die Ausarbei­
tung von Richtlinien und regelt 
die Kompetenzen der nordischen 
Organisationen, die Entscheidun­
gen über die Durchführung der 
Kooperation zu treffen haben. 
Der Ministerrat hat vor allem 
darüber zu entscheiden, welche 
Gestalt die Zusammenarbeit an­
nehmen muß, damit die zukünf­
tigen Anforderungen auf flexible 
Weise bewältigt werden können.

Schaffung einer Zollunion

Vorgeschlagen wird auch die 
Schaffung einer Zollunion als 
Grundlage für eine intensivierte 
Zusammenarbeit der nordischen 
Staaten. Für Dänemark ist es 
wichtig, daß eine solche Zusam­

menarbeit auf dem Gebiet der 
Zollpolitik nicht die Wettbe­
werbsfähigkeit der dänischen 
Industrie beeinträchtigt. Ein Ab­
kommen über gemeinsame nor­
dische Zollsätze für fast alle In­
dustriewaren muß deshalb zu­
lassen, daß Dänemark (und Nor­
wegen) berechtigt sind, gewisse 
Zollsätze zu suspendieren und 
Tarifausnahmen beizubehalten.

Diese Zollunion soll laut Vor­
schlag am 1.1.1972 in Kraft tre­
ten. Aber aus Gründen, auf die 
später eingegangen wird, hängt 
Dänemarks Zustimmung zurZoll- 
union als Ganzem und zu dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt für 
ihre Verwirklichung auch von 
einer nordischen Kooperation 
auf dem Agrarsektor ab.

P H Ö N I X - E D E L S T A H L
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Die Wettbewerbsfähigkeit der 
nordischen Industrien soll durch 
eine weitere Zusammenarbeit 
und Harmonisierung der Indu­
strie- und Energiepolitik, ein­
schließlich der Atomenergie, ge­
fördert werden. Um für Güter 
und Dienstleistungen gleiche 
Wettbewerbsbedingungen zu 
schaffen, fordert der Vertrags­
entwurf eine Harmonisierung der 
Gesetzgebung im Hinblick auf 
staatliche Subventionen, öffent­
liches Beschaffungswesen, re­
striktiv wirkende Geschäftsprak­
tiken und technische Vorschrif­
ten sowie eine Liberalisierung 
des Kapital Verkehrs. Außerdem 
strebt der Vertragsentwurf eine 
gleichberechtigte Niederlas­
sungsfreiheit aller skandinavi­
schen Bürger in allen Mitglied­
staaten an. Damit würde der im 
nordischen Raum bereits beste­
hende gemeinsame Arbeitsmarkt 
ergänzt werden.

Agrarabkommen 
noch problematisch

Die engere Zusammenarbeit 
der nordischen Staaten auf dem 
Agrarsektor wird von dem 
Grundsatz bestimmt, daß der 
Bedarf an Nahrungsmitteln, der 
von der einheimischen Landwirt­
schaft nicht befriedigt werden 
kann, durch Importe aus den 
anderen nordischen Staaten ge­
deckt werden soll. Damit eine 
Bedarfsdeckung hauptsächlich 
durch nordische Produzenten 
erfolgt, sollen wirkungsvolle Prä­
ferenzen eingeführt werden. Ver­
schiedene Regelungen sind zwar 
vorgeschlagen worden, aber bis­
her konnte man sich nicht über 
die konkreten Maßnahmen eini­
gen, die in den einzelnen Län­
dern für die verschiedenen 
Warengruppen, zu denen auch 
industriell verarbeitete Nah­
rungsmittel gehören, angewen­
det werden sollen. Da die vor­
geschlagenen einzelnen Rege­
lungen unterschiedliche Auswir­
kungen auf die Expansion des 
intra-nordischen Handels haben 
werden, hält es Dänemark bei 
dem gegenwärtigen Stand der

Diskussion für ausgeschlossen, 
die Effekte der kurzfristigen Ko­
operation auf den Agrarsektor 
abschätzen zu können. Erst wenn 
dieses Problem geklärt ist, kön­
nen wir eine Entscheidung über 
die Zollunion als Ganzes und 
über den Zeitpunkt ihrer Ver­
wirklichung treffen.

Übereinstimmung besteht da­
gegen darüber, daß ein lang­
fristiger Plan für eine landwirt­
schaftliche Zusammenarbeit in 
wenigen Jahren ausgearbeitet 
werden muß, wenn die Agrar­
politik der nordischen Länder 
harmonisiert werden soll. Diese 
Zusammenarbeit erfordert nicht 
nur die Einrichtung eines Agrar­
fonds, sondern auch die Ein­
führung eines einheitlichen Sy­
stems für Importe aus Drittlän­
dern und einheitliche Regeln für 
den Handel zwischen den nor­
dischen Staaten.

Andere vorgesdilagene 
Abkommen

Im Fischereisektor besteht 
u.a. Übereinstimmung über die 
Grundsätze einer Preisstabilisie­
rung auf der ersten Umsätz- 
stufe. In anderen Einzelfragen 
bestehen jedoch noch Meinungs­
verschiedenheiten, z. B. hinsicht­
lich der Art des Übergangsab­
kommens und der Rechte der 
nordischen Fischer innerhalb 
der Fischereigebiete der einzel­
nen Länder. Es handelt sich da­
bei um Umschlags- und Durch­
fahrtsrechte.

Die nordischen Staaten haben 
sich auch auf eine finanzielle 
Kooperation bei der Durchfüh­
rung ihrer anderen gemeinsa­
men Projekte geeinigt. Diese 
Zusammenarbeit strebt u. a. 
Strukturverbesserungen in den 
verschiedenen Wirtschaftssekto­
ren der nordischen Länder an. 
Diesem Zweck dienen ein All­
gemeiner Fonds, ein Agrarfonds, 
ein Fischereifonds und eine Nor­
dische Investitionsbank.

Während der ersten Fünfjah­
resperiode soll das durch die

drei Fonds zur Verfügung ge­
stellte Kapital 425 Mill. $ betra­
gen. Die Investitionsbank soll 
mit einem Grundkapital von etwa 
200 Mill. $ ausgestattet werden 
und 500 Mill. $ für Kreditgewäh­
rungen erhalten. Unter Berück­
sichtigung der gewaltigen Auf­
gabe, eine Restrukturierung der 
Wirtschaft der nordischen Staa­
ten in den kommenden Jahren 
durchzuführen, ist aber die dä­
nische Regierung der Ansicht, 
daß die nordischen Pläne lang­
fristig nur dann vollständig 
durchgeführt werden können, 
wenn sie finanziell durch we­
sentlich größere Beträge abge­
deckt sind.

Vorschläge 
der dänischen Delegation

Um die oben erwähnten Pro­
bleme, die hinsichtlich der Zoll­
union, Landwirtschaft, Fischerei 
und finanzieller Kooperation be­
stehen, lösen zu können, hat 
die dänische Delegation den 
Vorschlag gemacht, die vorge­
sehene Kooperation in drei Ab­
schnitten voranzutreiben;
□  Gründung von Institutionen, 
die der Zusammenarbeit dienen 
sollen, wenn der Vertrag in Kraft 
tritt.
□  Formen der Kooperation, die 
kurzfristig eingeführt werden 
können, sollen gleichzeitig mit 
der Zollunion verwirklicht wer­
den.
□  Danach soll die Kooperation 
auf der Grundlage der Entschei­
dungen, die in der zweiten Phase 
getroffen wurden, weiter vertieft 
werden.

Dieser Vorschlag versetzt die 
teilnehmenden Länder in die 
Lage, ihre Interessen durch aus­
geglichene Lösungen zu wah­
ren. Weiterhin greifen dabei die 
Beschlüsse zu wichtigen Fragen 
auf den verschiedenen Stufen 
ineinander.

Wie bereits erwähnt, strebt 
die erweiterte wirtschaftliche 
Kooperation der nordischen 
Staaten eine geeignetere Grund­
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läge für ihreTeilnahme an einem 
weiten europäischen Markt und 
an einer umfassenden europäi­
schen Integration an. Der Ent­
wurf des Nordischen Vertrages 
wurde deshalb so konzipiert, 
daß er möglichst wenige Ände­
rungen und Anpassungen erfor­
derlich macht, falls die nordi­
schen Staaten an einer solchen 
europäischen Integration teil­
nehmen. Infolgedessen erwartet 
man, daß eine umfassende nor­
dische Zusammenarbeit Inner­
halb des Rahmens eines euro­
päischen Gemeinsamen Marktes 
beibehalten werden kann. Der 
Vertragsentwurf legt zudem auch 
genaue Verfahren fest, wie die

nordischen Staaten sich verhalten 
sollen, falls nur eines, mehrere 
oder alle Länder Mitglieder des 
Gemeinsamen Marktes werden 
sollten oder sonstige Formen 
der Zusammenarbeit mit der 
EWG eingehen.

Beitritt zur EWG beantragt
Damit wird eine erweiterte 

Kooperation der nordischen 
Staaten die Bemühungen Däne­
marks, Mitglied der EWG zu wer­
den, nicht behindern. Dänemark 
hält seinen Antrag zur gleich­
zeitigen Aufnahme mit Großbri­
tannien bedingungslos aufrecht 
und erwartet, daß die entspre­

chenden Verhandlungen zwi­
schen dem Gemeinsamen Markt 
und allen Antragstellern gleich­
zeitig aufgenommen werden.

ln den meisten westeuropäi­
schen Ländern ist das Verständ­
nis dafür gewachsen, daß es 
notwendig ist, den Gemeinsa­
men Markt zu vergrößern. Wir 
glauben daran, daß die kom­
menden Jahre eine umfassende 
europäische Lösung bringen 
werden, und ich bin davon über­
zeugt, daß die nordische Koope­
ration, die unabhängig davon 
entwickelt wird, sich nutzbrin­
gend in den größeren europäi­
schen Rahmen einfügen wird.

Fortschritt durch Konzessionen
interview mit Kare Willoch, norwegischer Minister für Handel und Schiffahrt, Oslo

WD: Herr Minister Willoch, 
Norwegen hat die Bildung einer 
Nordischen Wirtschaftsunion 
schon immer mit Skepsis be­
trachtet . . .

WILLOCH: . . .  Das ist nicht 
ganz korrekt. Zunächst möchte 
ich Sie gern daran erinnern, daß 
für Industriegüter bereits ein 
freier Handel zwischen den nor­
dischen Ländern, die der EFTA 
angehören, besteht. Außerdem 
hat sich die nordische Wirt­
schaftskooperation auch auf vie­
len anderen Gebieten sehr 
schnell entwickelt. Die nordi­
schen Länder haben ihre Zu­
sammenarbeit größtenteils in 
einer praktischen, business-ähn- 
lichen Art entwickelt: darum ist 
sie in mancher Hinsicht umfas­
sender als die Zusammenarbeit 
zwischen Ländern, die einer 
ähnlichen regionalen Wirtschafts­
gruppe angehören.

Der Anteil der übrigen nordi­
schen Länder am norwegischen

Außenhandel stieg von ca. 16%  
im Jahre 1959 auf 26 %  im Jahre 
1968 an. Diese rasche Handels­
entwicklung ist sicherlich ein Be­
weis für die Stärke der nordi­
schen Kooperation. In Norwegen 
besteht daher nicht nur ein re­
ges Interesse, sondern sogar 
der feste Wille, den nordischen 
Handel und die nordische Zu­
sammenarbeit zu erhalten und 
weiterzuentwickeln.

Eine andere Frage ist die nach 
der zukünftigen Form der nor­
dischen Zusammenarbeit. Es 
wäre zu grob vereinfacht zu 
sagen, Norwegen habe die Bil­
dung einer Nordischen Wirt­
schaftsunion immer mit Skepsis 
betrachtet. Richtig ist vielmehr, 
daß bestimmte norwegische In­
dustriezweige Bedenken gegen­
über der Nordischen Zollunion 
angemeldet haben, weil sie be­
fürchten, daß ein gemeinsamer 
Außenzolltarif ungünstige wirt­
schaftliche Auswirkungen auf

die norwegische Produktion ha­
ben könnte, da ein solcher Ta­
rif in bestimmten Fällen zu einer 
Erhöhung der Einfuhrzölle für 
Rohstoffe führen würde. Doch 
sind alle norwegischen Indu­
strien grundsätzlich für eine Aus­
weitung der nordischen Wirt­
schaftskooperation.

WD: Bedenken hat aber vor 
allem die Landwirtschaft. Mit 
welchen Problemen wäre Nor­
wegens Landwirtschaft konfron­
tiert, falls ein solcher Nordischer 
Markt gegründet würde?

WILLOCH: Daß fast alle In­
dustriestaaten im Agrarbereich 
besondere Probleme haben, ist 
bekannt. Sie versuchen, diese 
Probleme durch verschiedene 
Formen der Förderung und des 
Protektionismus zu lösen, um so 
die Lebensbedingungen ihrer in 
der Landwirtschaft tätigen Be­
völkerung zu sichern. Die nor­
dischen Länder meinen, daß die
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erweiterte Kooperation, die sie 
anstreben, gerade diese beson­
deren Probleme berücl<sichtigen 
sollte, die sicli vor allem auf­
grund ihrer unterschiedlichen 
geographischen, l<limatischen 
und demographischen Bedingun­
gen stellen. Die Probleme, die 
Norwegen in der Gemeinschaft 
der nordischen Länder zu be­
wältigen hat, sind allgemein von 
derselben Natur wie jene, mit 
denen sich das Land in einem 
mehr weltweiten Zusammenhang 
konfrontiert sieht.

Dabei möchte ich gern er­
wähnen, daß Arrangements, die 
zu erhöhten Nahrungsmittelprei­
sen führen, nur als Teil einer 
Gesamtlösung akzeptiert wer­
den können, die ähnliche Vor­
teile in anderen Bereichen mit 
sich bringt.

Übrigens hat, wie Sie sicher 
wissen, ein nordisches Komitee 
die Möglichkeiten für eine er­
weiterte nordische Wirtschafts­
kooperation untersucht und 
einen Bericht darüber angefer­
tigt. Dieser Bericht zeigt deut­
lich, daß die Position Norwegens 
keineswegs ein spezielles Hin­
dernis für den Fortschritt in der 
nordischen Zusammenarbeit dar­
stellt.

Fischerei und Schiffahrt
WD: Da der Fischereisektor 

in der norwegischen Wirtschaft 
eine wichtige Rolle spielt, ist es 
durchaus verständlich, daß Ihr 
Land Minimumpreise für Kon­
sumfisch und ein garantiertes 
Preissystem für weiterverarbei­
teten Fisch fordert. Darüber hin­
aus haben Sie die Schaffung 
eines Nordischen Fischerei- 
Fonds verlangt. Werden Sie in 
dieser Angelegenheit zu einem 
Kompromiß kommen?

WILLOCH: Das Komitee, das 
den Nordischen Vertrag entwor­
fen hat, hat im Prinzip Einigkeit 
über die Stabilisierung der Prei­
se, die an die Fischerei zu zah­
len sind, erzielt. Über gewisse 
Punkte herrscht jedoch nach wie

vor Uneinigkeit. Die Chancen, 
auf diesem Gebiet doch noch zu 
einer Einigung zu kommen, hän­
gen natürlich von der umfas­
senden Frage ab, wie die nor­
dische Zusammenarbeit auf al­
len Gebieten erv/eitert werden 
soll. Das Ziel ist, ein vernünfti­
ges Verhältnis von Konzessio­
nen, also Geben und Nehmen, 
eines jeden Landes zu erreichen. 
Zweifellos wird Norwegen stets 
der Frage besondere Aufmerk­
samkeit schenken, wie die Pro­
bleme im Fischereisektor gelöst 
werden können.

WD: Ein weiterer bedeutender 
Bereich für die Volksv/irtschaft 
Ihres Landes ist die Schiffahrt. 
Hätte die Nordische Wirtschafts­
union für die norwegische Han­
delsflotte und die Schiffbauin­
dustrie beträchtliche Vorteile?

WILLOCH; Die nordischen 
Länder, die eine weltweite libe­
rale Schiffahrtspolitik nachhaltig 
unterstützen, glauben, daß sie 
ihre Bemühungen gegen die 
alarmierende Tendenz zur Dis­
kriminierung und zum Bilatera­
lismus in der internationalen 
Schiffahrt intensivieren sollten. 
Die Vorschläge des Komitees in 
seinem letzten Bericht spiegeln 
diese Absicht wider, beinhalten 
aber keine größeren Verände­
rungen in den Bedingungen für 
die Schiffahrt und die Schiffbau­
industrie.

Überwindung
industrieller Schwierigkeiten
WD; Im Industriesektor be­

fürchtet Norwegen, daß die 
Schaffung einer gemeinsamen 
Zollunion eine stärkere Kontrol­
le der norwegischen Firmen 
durch fremdes Kapital — vor al­
lem durch schwedisches — mit 
sich bringen könnte. Anderer­
seits hat Ihre Regierung eine 
EWG-Mitgliedschaft immer be­
fürwortet. Glauben Sie, daß Nor­
wegen als EWG-Mitglied weni­
ger Wettbewerbs- und Anpas­
sungsprobleme im Industriesek­
tor hätte?

WILLOCH: Die norwegischen 
Gesetze und Regelungen für 
Auslandsinvestitionen, fremden 
Besitz von Land usw. werden 
als eine Notwendigkeit zur Si­
cherung der norwegischen In­
teressen angesehen. Daraus ent­
stehen für Norwegen ernste 
Probleme sowohl im nordischen 
Rahmen als auch im Hinblick 
auf eine Mitgliedschaft Norwe­
gens in der EWG. Im erneuten 
Antrag auf eine EWG-Mitglied- 
schaft vom 21. Juli 1967 hat die 
norwegische Regierung denn 
auch die Hoffnung zum Ausdruck 
gebracht, daß es im Laufe von 
Verhandlungen möglich sei, für 
beide Seiten zu zufriedenstel­
lenden Lösungen dieser beson­
deren Probleme zu kommen, 
mit denen Norwegen aufgrund 
seiner geographischen Lage und 
der wirtschaftlichen Struktur des 
Landes konfrontiert ist.

Mit einem Beitritt zur EWG 
würden sich die Bedingungen 
für die norwegischen Exporte in 
die EWG-Märkte ohne Frage ver­
bessern, weil heute zwischen 
Norwegen und den EWG-Län- 
dern Zoll-Barrieren bestehen. 
Wie ich schon sagte, gibt es 
zwischen den nordischen Län­
dern keine Zölle im Handel mit 
Industriegütern. So gibt es also 
einen grundsätzlichen Unter­
schied zwischen einer Mitglied­
schaft in einer Nordischen Wirt­
schaftsunion und in der EWG, 
was wir bei unseren künftigen 
Überlegungen über europäische 
Integrationsprobleme in Betracht 
ziehen müssen.

WD: Die wirtschaftlichen Bin- 
dingungen zwischen Großbritan­
nien und Norwegen sind sehr 
eng. Werden sich die Beziehun­
gen zwischen den beiden Län­
dern erheblich verändern, falls 
die Nordische Wirtschaftsunion 
gegründet wird?

WILLOCH; Nein. Der Freihan­
del in der EFTA wird bestehen 
bleiben.

WD; Das europäische Bild hat 
sich ja in den letzten Monaten
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etwas gewandelt. Erwartet Ihr 
Land jetzt, da M. Pompidou 
neuer französischer Präsident 
geworden ist, eine schnellere 
Bearbeitung seines Antrages auf 
Mitgliedschaft in der EWG?

WILLOCH: Es ist wohl richtig 
zu sagen, daß ein leichter Hauch 
von Optimismus angebracht ist. 
Neuere Äußerungen von euro­
päischen Politikern scheinen an­
zudeuten, daß es ein wachsen­

des Verständnis für die Notwen­
digkeit gibt, die europäischen 
Integrationsprobleme zu lösen. 
Es ist allerdings schwer voraus­
zusagen, wie schnell diese Arbeit 
vorangehen wird. Aber ich bin 
überzeugt, daß es uns früher 
oder später gelingen wird, den 
Graben zwischen der EWG und 
der EFTA, den zwei westeuro­
päischen Wirtschaftsgruppen, zu 
überwinden. Der norwegische 
Antrag auf EWG-Mitgliedschaft

bleibt unverändert bestehen. In 
dem Mandat, das die nordischen 
Premierminister den Beamten 
für die Arbeit im Komitee gaben, 
wird klar gesagt, daß die Zu­
sammenarbeit zwischen den nor­
dischen Ländern so gestaltet 
werden sollte, daß sie die Teil­
nahme an einem erweiterten 
europäischen Markt erleichtern 
würde. Der Entwurf des Nordi­
schen Vertrages trägt dem Man­
dat in diesem Punkte Rechnung.

Unsichere Vorteile bei sicheren Kosten
Interview mit Gunnar Lange, schwedischer Wirtschaftsminister, Stockholm

WD: Herr Minister Lange, im 
Juli dieses Jahres fand erneut 
ein Treffen der Länder statt, die 
zusammen eine Nordische Wirt­
schaftsunion bilden wollen. Auf 
diesem Treffen zeigte es sich — 
wie schon in der Vergangen­
heit - ,  daß Dänemark, Norwe­
gen, Schweden und Finnland 
sehr unterschiedliche Stand­
punkte vertreten. Wie beurteilen 
Sie die Möglichkeiten, in der 
Frage der Nordischen Wirt­
schaftsunion doch noch einen 
gemeinsamen Nenner zu finden?

LANGE: Vorweg möchte ich 
betonen, daß die bisherige Ar­
beit des Expertenausschusses 
auf vielen Gebieten sehr erfolg­
reich war. Allerdings — das muß 
ich zugeben — steht die Behand­
lung von sehr wichtigen Punk­
ten noch aus. Wenn aber wirk­
lich der politische Wille, eine 
Wirtschaftsunion zu schaffen, 
vorhanden ist, dann können 
nach meiner Meinung auch alle 
Schwierigkeiten überwunden 
werden.

WD: Glauben Sie, daß dieser 
politische Wille wirklich in allen

Ländern, die an den Bespre­
chungen beteiligt sind, zu fin­
den ist?

Politischer Wille vorhanden

LANGE: Ja, das ist er. Aber 
das bedeutet natürlich nicht, daß 
auch die gesamte öffentliche 
Meinung in jedem Lande damit 
übereinstimmt. So gibt es in 
Schweden durchaus kritische 
Stellungnahmen zu dem Plan 
einer Nordischen Wirtschafts­
union. Und ich weiß, daß es auch 
in Dänemark und Norwegen be­
stimmte Kreise gibt, die mehr 
als Zurückhaltung gegenüber 
diesen Plänen zeigen. Anderer­
seits muß aber auch betont wer­
den, daß wir in unserer lang­
jährigen Zusammenarbeit, so­
wohl vor Gründung der EFTA 
als auch im Rahmen der EFTA, 
niemals stärker in unseren An­
sichten übereinstimmten als 
heute. Ich würde sagen, daß in 
jedem Lande eine Mehrheit für 
die Nordische Wirtschaftsunion 
vorhanden ist.

WD: Für Finnland wirft die 
Mitgliedschaft in einer Nordi­

schen Wirtschaftsunion aufgrund 
seiner engen Bindungen an die 
UdSSR zusätzliche Probleme 
auf, und Island müßten aufgrund 
seiner ökonomischen Verhält­
nisse besondere Konzessionen 
zugestanden v/erden. Glauben 
Sie, daß eine Nordische Wirt­
schaftsunion positive Effekte für 
beide Länder mit sich bringen 
würde?

LANGE: Finnland hat zuge­
sagt, an den Verhandlungen 
über eine engere wirtschaftliche 
Zusammenarbeit der nordischen 
Staaten teilzunehmen. Ich glau­
be nicht, daß Finnland sich be­
teiligen würde, wenn seine Re­
gierung nicht der Überzeugung 
wäre, daß eine solche Zusam­
menarbeit für das Land Möglich­
keiten bietet, die ihm auf an­
dere Weise nicht offen stehen.

Was Island betrifft, so müssen 
wir daran denken, daß es bis­
her nur die Bereitschaft gezeigt 
hat, der EFTA beizutreten, aber 
noch kein Interesse bekundet 
hat, sich innerhalb der EFTA 
einer Nordischen Wirtschaftsge­
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meinschaft anzuschließen. Aber 
auch schon die EFTA würde für 
Island einige Vorteile bringen, 
wenn ihm bestimmte Vergünsti­
gungen — besonders im Bereich 
des Fischereiwesens -  zuge­
standen werden.

WD; Durch die Bildung der 
EFTA stieg der Handel zwischen 
den skandinavischen Ländern 
beträchtlich an. Würde eine 
Zollunion der nordischen Staa­
ten diesen Handel erneut in 
großem Ausmaß ansteigen las­
sen?

Ausdehnung des Handels
LANGE; Nach meiner Ansicht 

ist es sehr schwierig, darüber 
irgend etwas Definitives zu sa­
gen. Der steigende Trend im 
intra-nordischen Handel setzt 
sich zwar noch immer fort, aber 
er würde bestimmt steiler ver­
laufen, wenn eine Zollunion be­
stände.

WD; Ginge es nach Schweden, 
dann würde die Zollunion bis 
Ende 1972 verwirklicht werden. 
Dänemark wünscht dagegen 
eine weit längere Übergangs­
zeit, während Norwegen einem 
Kompromiß zuneigt. Warum ha­
ben Sie als Zeitpunkt für das 
Inkrafttreten der Zollunion ge­
rade 1972 vorgeschlagen?

LANGE; Nun, die Frage des 
Zeitpunkts hängt davon ab, wie 
schnell wir mit der Arbeit vor­
ankommen. Vor 1972 wird die 
Zollunion nach meiner Ansicht 
kaum verwirklicht werden kön­
nen. Nach 1972 wird aber für 
viele Bereiche nicht mehr die 
Notwendigkeit bestehen,zu einer 
Einigung zu gelangen. Zu die­
sem Zeitpunkt werden auch die 
Unterschiede in den Zolltarifen 
nicht mehr von so großer Be­
deutung sein. Ich gebe aber zu, 
daß zu diesem Punkte unter­
schiedliche Auffassungen be­
stehen. Einige wünschen eine re­
lativ kurze Übergangsperiode, 
andere bestehen auf einem län­
geren Zeitraum. Wogegen wir 
uns von der schwedischen Seite

wenden, ist das Hinausschieben 
des Zeitpunktes In eine unbe­
stimmte Zukunft. Wir wünschen 
die Festlegung eines bestimm­
ten Zeitraumes, in dem die Zoll­
union für alle industriellen Pro­
dukte verwirklicht wird.

Furcht vor Schweden 
unbegründet

WD; Wenn die Nordische Wirt­
schaftsunion in Kraft tritt, um­
faßt sie einen Markt von rund 
22 Mill. Verbrauchern. Besteht 
nicht für die übrigen Länder die 
Gefahr, daß sie mit schwedi­
schen Industriegütern über­
schwemmt werden?

LANGE; Diese Furcht vor 
schwedischen Produkten be­
stand teilweise auch vor der 
Bildung der EFTA. Heute gibt 
jedoch jeder in Dänemark und 
Norwegen sowie in Finnland zu, 
daß davon keine Rede sein 
konnte. Im Gegenteil, diese Län­
der waren auf einigen Gebie­
ten sehr wettbewerbsfähig. Die 
Furcht, die Stärke der schwedi­
schen Industrie könnte die wirt­
schaftliche Entwicklung unserer 
Nachbarn hemmen, hat sich da­
mit als völlig unbegründet er­
wiesen.

WD; Ein Argument, das für 
die Zollunion vorgebracht wird, 
lautet, daß eine Harmonisierung 
der Zölle auf EWG-Niveau die 
Position der nordischen Länder 
stärken würde, wenn die Frage 
eines EWG-Beitritts akut wird. 
Würde aber eine Zollunion nicht 
innerhalb Skandinaviens eine 
derartige Spezialisierung her­
vorrufen, die es den vier Län­
dern nur schwieriger machen 
würde, der EWG beizutreten?

LANGE; Das möchte ich ver­
neinen. Es ist nach meiner An­
sicht eine Tatsache, daß sowohl 
wir als auch die EWG Vorteile 
hätten, wenn unsere Bemühun­
gen um eine Zollunion von Er­
folg gekrönt würden. Es liegt 
im Interesse der EWG, starke 
Handelspartner zu haben, und

Skandinavien ist stärker, wenn 
es sich zusammenschließt. 
Außerdem beschränkt sich eine 
wirtschaftliche Kooperation nicht 
allein auf den Handel; sie um­
faßt ebenso eine Zusammenar­
beit im Produktionsbereich und 
auf vielen anderen Gebieten. 
Deshalb muß eine Zollunion in 
Skandinavien nicht nur für uns, 
sondern auch für die EWG at­
traktiv sein, wenn die EWG 
eine Ausdehnung der Zusam­
menarbeit — in welcher Form 
auch immer — auf andere Län­
der wirklich wünscht.

WD; Dänemark gab bekannt, 
daß es sofort der Zollunion zu­
stimmen würde, wenn zugleich 
eine Lösung für den Agrarsektor 
gefunden würde. Schweden ver­
sucht dagegen, beide Bereiche 
getrennt zu behandeln. Warum 
wehrt sich Schweden gegen 
einen gemeinsamen Agrarmarkt?

Ausschluß des Agrarbereichs

LANGE; Es ist durchaus be­
rechtigt, diese Bereiche ge­
trennt zu behandeln. Die Dänen 
selbst sehen ein, daß die Lö­
sung für ihre landwirtschaftli­
chen Probleme nicht innerhalb 
einer Nordischen Wirtschafts­
union gefunden werden kann. 
Sie haben durch die EWG Märk­
te verioren, und wir im Norden 
können dafür keinen Ersatz 
bieten. Das erkennen auch die 
Dänen an. Andererseits geben 
wir aber auch zu, daß eine enge 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
in dem schon erwähnten Umfang 
den Agrarsektor nicht gänzlich 
ausschließen kann. Aus diesem 
Grunde finden auch Verhand­
lungen auf offizieller Ebene 
statt, um ein entsprechendes 
Konzept für den Agrarbereich 
zu finden.

WD; Schweden würde in einer 
zukünftigen Nordischen Gemein­
schaft die Rolle des Hauptfinan­
ziers zugewiesen werden. Haben 
Sie irgendwelche Bedenken ge­
gen die vorgeschlagenen finan­
ziellen Regelungen?
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LANGE; Daß wir den größten 
Teil der finanziellen Lasten zu 
tragen haben werden, ist ganz 
natürlich. Da das schwedische 
Pro-Kopf-Einkommen höher ist 
als in den anderen Ländern, 
müssen wir selbstverständlich 
einen größeren finanziellen Bei­
trag liefern als irgendein ande­
res Land. Die Frage ist nur; wie­
viel? Denn der Preis könnte 
auch zu hoch sein. Es ist eben 
sehr schwierig, die Vorteile einer 
Nordischen Wirtschaftsunion ab- 
zuschätzen; sie sind kaum zu 
messen. Wir sind jedoch davon 
überzeugt, daß eine Union die 
Zusammenarbeit, die schon in 
der EFTA sehr weit gediehen ist, 
noch mehr vertiefen wird. Eine 
exakte Messung der Vorteile, 
die sich daraus für uns ergeben, 
ist aber -  wie gesagt— sehr 
schwierig. Die Kosten können 
dagegen sehr leicht festgestellt 
werden.

WD; Neben den bisher er­
wähnten Formen der Zusam­
menarbeit wird auch über Pläne 
diskutiert, die die Errichtung 
einer gemeinsamen Atombehör­
de sowie eine engere Zusam­
menarbeit bei Forschungsvor­
haben vorsehen. Sind bereits 
konkrete Beschlüsse in dieser 
Hinsicht gefaßt worden?

Zusammenarbeit 
auf anderen Gebieten

LANGE; Diese Frage berührt 
ein Gebiet, das nicht direkt in 
meinen Verantwortungsbereich 
fällt. Alles, was ich dazu sagen 
kann, ist, daß wir noch an die­
sen Plänen arbeiten. In Schv/e- 
den besteht bereits eine sehr 
enge Zusammenarbeit zwischen 
der Industrie und dem Staat 
hinsichtlich der nuklearen For­
schung. Wir weisen auf diesem 
Gebiet wahrscheinlich einen 
Vorsprung gegenüber den an­

deren Ländern auf. Nichtsdesto­
weniger glauben wir, daß un­
sere Basis sowohl in der indu­
striellen als auch in der Grund­
lagenforschung zu schmal ist. 
Deshalb würden auch wir ge­
winnen, wenn die skandinavi­
schen Länder ihre Ressourcen 
Zusammenlegen würden.

WD; Ein sehr interessanter 
Aspekt der Nordischen Union ist 
die geplante Zusammenarbeit in 
der Entwicklungshilfe. Ein ge­
meinsamer Ausschuß soll das 
jährliche Budget festlegen und 
verschiedene Projekte vorberei­
ten. Werden diese Maßnahmen 
zu einer wirksameren Hilfe für 
die Entwicklungsländer führen?

LANGE: Wenn es nicht so 
wäre, würden wir es lassen. Wir 
können schon jetzt einige kon­
krete Beispiele für die gemein­
same Durchführung von Projek­
ten verweisen, z. B. in Tansania

V E R Ö F F E N T L IC H U N G E N  DES H A M B U R G IS C H E N  W E L T - W I R T S C H A F T S - A R C H I V S

H A N D B U C H  D E R  E U R O P Ä I S C H E N  S E E H Ä F E N
Herausgegeben von Horst Sanmann
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DIE S E E H Ä F E N  I
von Heinzrichard Watermann
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Ausgeiiend von der Situation des Außenhandels werden die Grund­
lagen und Wandlungen der französischen Seehafenwirtschaft analy­
siert. Besondere Beachtung finden in der speziellen Analyse die so­
genannten „grands ports". Dabei vermittelt die vergleichende Aus­
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und Kenia, in diesen Fällen tra­
gen alle skandinavischen Länder 
gemeinsam zu den Projekten bei 
und führen gemeinsam Regie. 
Deshalb planen wir auch nicht, 
neue Wege zu beschreiten, son­
dern die bisherigen Ansätze 
weiter auszubauen.

Schwedens Stellung zur EWG

WD: Wie sieht die schwedi­
sche Haltung hinsichtlich eines 
Beitritts zur EWG aus?

LANGE: Wir haben schon im­
mer gesagt, daß wir glauben, 
ökonomisch reif dafür zu sein, 
an den Bemühungen um eine 
weitergehende Zusammenarbeit 
auf wirtschaftlichem Gebiet — 
wie sie die EWG bietet — teil­
zunehmen. Die einzige Bedin­
gung, die wir erfüllt sehen müs­
sen, ist, daß keine Abstriche 
an unserer Neutralitätspolitik, 
so wie sie heute besteht, vor­
genommen werden. Wenn die 
Erfüllung dieser Forderung mög­
lich ist, wird die Frage nach der 
Form der Zusammenarbeit 
zweitrangig. Das ist nicht nur 
der Standpunkt der gegenwär­
tigen Regierung, sondern auch 
derjenige aller im Parlament ver­
tretenen Parteien — abgesehen 
vielleicht von der KP.

WD: Bei den landwirtschaftli­
chen Produkten will sich Schwe­
den zu 8 0 %  selbst versorgen. 
Bedeutet das nicht, daß es sehr 
schwierig würde, zu einem Über­
einkommen mit der EWG zu ge­
langen?

LANGE: ich glaube nicht, daß 
das Ziel eines 80%igen Selbst­
versorgungsgrades ein großes 
Problem darstellt. Zur Zeit be­
trägt der Grad unserer Selbst­
versorgung mit landwirtschaft­
lichen Produkten zwischen 90 
und 100% . Konsequenterweise 
bedeutet also eine Reduzierung 
auf 80% , daß größere Möglich­
keiten für Exporte von landwirt­
schaftlichen Produkten nach 
Schweden eröffnet werden — 
sowohl für Dänemark als auch

für die EWG. Trotzdem wird 
Schweden als Markt für Agrar­
exporte nicht so interessant 
sein wie Großbritannien, das 
sich nicht selbst versorgen kann. 
Ich sollte aber erwähnen, daß 
die Landwirte und ihre Verbände 
sogar einen Anschluß an die 
EWG begrüßen würden. Auf 
keinen Fall fürchten sie eine sol­
che Verbindung.

Nordische Gemeinschaft 
und EWG

WD: Wenn Norwegen, Däne­
mark und vielleicht auch Schwe­
den in naher Zukunft der EWG 
beitreten sollten, würde dann 
die Nordische Wirtschaftsge­
meinschaft aufgelöst werden, 
oder könnte sie innerhalb der 
EWG — wie z. B. die Benelux- 
Staaten — weiter existieren?

LANGE: Nach meiner Meinung 
wird sie weiter existieren. Und 
wenn dies nicht die allgemeine 
Überzeugung wäre, würde ge­
genwärtig bestimmt nicht dieser 
starke Wunsch bestehen, eine 
besondere Gemeinschaft im Nor­
den zu bilden.

WD: Da sich Finnland aber 
aller Wahrscheinlichkeit nach 
nicht der EWG anschließen wird, 
besteht doch dann ein Unter­
schied zu der Stellung der Bene- 
lux-Staaten.

LANGE: Alle drei Benelux- 
Staaten sind jedoch selbstän­
dige Mitglieder der EWG. Wenn 
die Nordische Zollunion densel­
ben Zolltarif aufweist wie eine 
erweiterte EWG, dann dürfte die­
ses Problem nicht so schwer­
wiegend sein, daß keine Lösung 
gefunden werden könnte.

Chancen für die Gemeinschaft

WD: Welche Konsequenzen 
würde ein Scheitern der Bemü­
hungen um die Nordische Wirt­
schaftsunion nach sich ziehen?

LANGE: Wenn wir jetzt keine 
Zollunion zustande bringen, ist 
es nicht sicher, daß wir das 
überhaupt jemals schaffen. Wenn

man auch die Entwicklung nicht 
ganz genau Voraussagen kann, 
so kann immer gesagt werden, 
daß die Chancen für die Bil­
dung einer Zollunion fünfzig zu 
fünfzig sind. Meiner Meinung 
nach sind sie aber besser. Bis­
her konnten in den Diskussionen 
und Verhandlungen auf offizieller 
Ebene schon so viele Probleme 
gelöst werden, daß nicht mehr 
viele übrig geblieben sind. Aller­
dings muß ich zugeben, daß 
unter den ausstehenden Punk­
ten manche zu finden sind, über 
die schwerwiegende Differenzen 
bestehen. Aber auch diese Pro­
bleme sind nicht unlösbar.

Ich persönlich bin der Mei­
nung, daß wir uns diese Chance 
zur Zusammenarbeit nicht entge­
hen lassen dürfen. Allerdings 
wäre es auch keine Katastrophe, 
wenn eine NordischeWirtschafts- 
union nicht zustande käme. Die 
skandinavische Zusammenarbeit 
wird auf alle Fälle weitergehen 
und sich vertiefen. Da ich aber 
der Überzeugung bin, daß leider 
noch geraume Zeit verstreichen 
wird, bis die EWG in der Lage 
sein wird, neue Mitglieder auf­
zunehmen, wird die Zusammen­
arbeit im Norden langsamer vor­
anschreiten, wenn die Nordische 
Union nicht zustande kommt. 
Aus diesem Grunde würde ich 
es bedauern, wenn wir keinen 
Erfolg hätten.

WD: Wann, glauben Sie, wird 
eine endgültige Entscheidung 
für oder gegen eine Nordische 
Wirtschaftsgemeinschaft getrof­
fen werden?

LANGE: Nach meiner Mei­
nung wird die grundsätzliche 
Entscheidung innerhalb eines 
Jahres fallen. Das bedeutet na­
türlich nicht, daß das gesamte 
Projekt auch kurz darauf ver- 
vyirklicht wird. In manchen Be­
reichen benötigen wir — wie 
ich schon erwähnte — Über­
gangszeiten. Skandinavien wird 
sich aber — positiv oder negativ 
— im Laufe des nächsten Jahres 
entscheiden.
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